
Schwerpunkt: Nach der Scheidung aufs Sozialamt?

I. Einleitung

Geschiedene Frauen sind weit über-
proportional von Armut betroffen: Nur
5.3% aller geschiedenen Männer leben
unterhalb der Armutsgrenze, während
bei den geschiedenen Frauen diese Quo-
te fast das Doppelte beträgt, nämlich
10.3%.2 Bei Trennung/Scheidung reicht
häufig das Familieneinkommen nicht
für die Deckung der Bedürfnisse zweier
Haushalte aus (sogenannte Mankofälle).
Die Rechtsprechung bürdet dann das ge-
samte Defizit der Familie einseitig der
unterhaltsberechtigten Partei auf. Dies
sind angesichts der in unserer Gesell-
schaft gelebten Rollenteilung fast im-
mer die Frauen.3 Im Jahre 2001 erhielten
weniger als 30% aller Frauen nach der
Scheidung eine Unterhaltsrente oder Ka-
pitalabfindung (wobei zusätzlich festge-
halten werden muss, dass die Zahl der
Unterhaltsberechtigten in den letzten
10 Jahren rapide abgenommen hat).4 In
der Regel handelte es sich zudem um
zeitlich befristete Renten (in durchschnitt-
lich 26% der Fälle für weniger als 5 Jah-
re, in 39% für 5 bis 10 Jahre und in 24%
für länger als 10 Jahre). Unbefristete
Renten wurden nur in 11% aller Fälle zu-
gesprochen.5

Verschärft wird die Armutssituation
der geschiedenen Frauen dadurch, dass
bei der Unterhaltsbemessung die durch
die bundesgerichtliche Rechtsprechung
gesetzten Grenzen nicht ausgeschöpft
werden: Eine 1997 veröffentlichte Stu-
die zeigt, dass in fast 60% der Fälle, in
welchen die finanziellen Mittel der Ehe-
frau den um 20% erhöhten betreibungs-
rechtlichen Notbedarf nicht deckten,
dem Ehemann ein Überschuss von mehr
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als CHF 500.– pro Monat verblieb.6 Die
unterhaltsfeindlichen Tendenzen neh-
men zu und es ist zu befürchten, dass sich
die Lage zu Lasten der Frauen noch wei-
ter verschlechtert hat.7 Die Frauen (mit
ihren Kindern) werden zwangsläufig so-
zialhilfebedürftig. Dabei stehen ihre Chan-
cen, aus der Fürsorgeabhängigkeit wie-
der wegzukommen, umso schlechter, je
grösser der Betrag ist, der ihnen fehlt.
Personen, die Sozialhilfe beziehen, wer-
den diesbezüglich rückerstattungspflich-
tig. Es wächst somit ein Schuldenberg an.
Zudem müssen Verwandte damit rechnen,
dass sie je nach Verwandtschaftsgrad
und je nach ihrer eigenen finanziellen
Situation im Rahmen der zivilrechtli-
chen Verwandtenunterstützungspflicht
für diese Frauen aufkommen müssen. 

In der vorliegenden Studie wird die
bundesgerichtliche Rechtsprechung zu
den Mankofällen seit Inkrafttreten des
neuen Scheidungsrechtes analysiert. Die
publizierten Gerichtsentscheide aller Ebe-
nen werden daraufhin untersucht, ob sie
sich zur Festsetzung des Fehlbetrages,
zur Heraufsetzung oder Herabsetzung
von Unterhaltsbeiträgen oder zum Ein-
bezug und zur Berechnung des Bedarfs
für den nachehelichen Vorsorgeaufbau
äussern. Zudem wird erforscht, wie die
Kantone im Rahmen ihrer Sozialhilfe-
gesetzgebung die familienrechtlichen
Unterstützungspflichten, die Rückerstat-
tung von Sozialhilfe und die Verwandten-
unterstützung regeln und wie sie diese
Dinge in der Praxis handhaben. Mit der
Studie soll untersucht werden, welcher
Änderungsbedarf in diesen Zusammen-
hängen im Hinblick auf die Senkung des
spezifischen Armutsrisikos von Frauen
besteht. 

II. Nachehelicher Unterhalt

1. Allgemeines

Mit dem Unterhaltsrecht sollen die
wirtschaftlichen Folgen der Ehe und der
Scheidung möglichst gerecht auf Frau
und Mann verteilt werden. Ein nach-
ehelicher Unterhalt ist geschuldet, wenn
einer Ehegattin (oder einem Ehegatten)
nicht zuzumuten ist, für ihren (oder sei-
nen) Unterhalt unter Einschluss einer
angemessenen Altersvorsorge selbst auf-
zukommen. Dann hat ihr (oder ihm) der
andere (oder die andere) einen angemes-
senen Beitrag zu leisten.8 Gemäss revi-
diertem Scheidungsrecht besteht die
Grundlage des nachehelichen Unterhalts

im Ausgleich ehebedingter Nachteile.9

Nach einem Scheitern der Ehe sollen
nicht nur die gemeinsam erwirtschafte-
ten Vorteile (Ersparnisse etc.), sondern
auch die daraus entstandenen Nachteile
und Lasten auf beide Ehegatten gleich-
mässig verteilt werden. Ehebedingte
Nachteile liegen insbesondere vor, wenn
aufgrund der in der Ehe gelebten Aufga-
benteilung die wirtschaftliche Selbstän-
digkeit und die wirtschaftlichen Entwick-
lungsmöglichkeiten der einen Partei stär-
ker eingeschränkt worden sind als dieje-
nigen der andern Partei, also eine Partei
ihre Erwerbsarbeit zu Gunsten von Be-
treuungsarbeit aufgegeben oder mehr
als die andere Partei eingeschränkt hat.10

Bei der Bemessung des nachehelichen
Unterhalts wird einerseits der Bedarf
der unterhaltsberechtigten Personen,
andererseits die Leistungsfähigkeit des
Unterhaltspflichtigen berücksichtigt.11

Häufig kann der geschuldete Unterhalt
wegen mangelnder Leistungsfähigkeit
des Pflichtigen den Bedarf, für den die
Ehegattin nicht selbst aufkommen kann,
nicht decken.12 Es besteht ein Manko
(sogenannte Mankofälle).13

2. Bundesgerichtliche Rechtsprechung
zu den Mankofällen

a) Die Rechtsprechung
Vor der Scheidungsrechtsrevision hat-

te das Bundesgericht mehrfach entschie-
den, dass der Partei, die Unterhalt be-
zahlen muss, nicht in ihren Eigenbedarf
eingegriffen werden darf.14 Dieser Be-
darf wurde definiert als das betreibungs-
rechtliche Existenzminimum plus ein
Zuschlag von 20% zuzüglich Steuern. Als
Unterhaltsbeitrag an die Kinder oder
nachehelicher Unterhalt an die Ehefrau
konnte somit nur zugesprochen werden,
was vom Einkommen des Pflichtigen
nach Abzug seines so definierten Bedar-
fes übrig blieb. Der gesamte Fehlbetrag
wurde der unterhaltsberechtigten Per-
son aufgebürdet (in aller Regel die
Ehefrau, häufig mit Kindern). Ein Teil
der Lehre unterstützte diese Rechtspre-
chung,15 in weiten Teilen der Literatur
wurde sie abgelehnt.16 Teilweise hatten
auch kantonale Obergerichte gegentei-
lig entschieden.17 In den Vernehmlas-
sungen und in der parlamentarischen
Debatte zur Scheidungsrechtsrevision
kam die Forderung nach Mankoteilung18

wieder auf den Tisch und wurde vom Na-
tionalrat aufgenommen.19 Der Stände-
rat lehnte diese Ergänzung jedoch ab
und der Nationalrat gab nach.20 Die

Mehrheit der Lehre hat sich seither zur
Ablehnung der Mankoteilung kritisch
geäussert.21 Das Bundesgericht hat in
zahlreichen, nicht ganz leicht zu verfol-
genden und teilweise schwankenden
Entscheiden seine alte Rechtsprechung
dem Grundsatz nach aufrecht erhalten,
allerdings mit Einschränkungen. Der Not-
bedarf wird heute enger berechnet als
früher: die Steuerlast wird nicht mehr
berücksichtigt, und zum betreibungs-
rechtlichen Existenzminimum darf kein
genereller Zuschlag von 20% mehr hin-
zugerechnet werden.22

In einem neuen Urteil stellte das Bun-
desgericht jüngst immerhin erstmals
die Frage, «ob diese Rechtsprechung nicht
einer erneuten Überprüfung bedürfte,
umso mehr als sie vom überwiegenden
Teil der Lehre (zum Teil heftig) kritisiert
und insbesondere als mit dem Rechts-
gleichheitsgebot unvereinbar angesehen
wird.»23 Bis anhin hat diese Überprüfung
jedoch nicht stattgefunden.24

b) Kritische Würdigung
1995 setzte sich das Bundesgericht

zum ersten Mal näher mit dem Vorwurf
der Verletzung des Gleichbehandlungs-
gebots durch seine Rechtsprechung in
den Mankofällen auseinander.25 Es hielt
fest, die Doppelbelastung der Sozialhil-
fe, die entstehe, wenn beide Ehegatten
sozialhilfebedürftig würden, sei zu ver-
meiden. Ein solcher Mehraufwand ent-
steht bei der Mankoteilung tatsächlich.
Angesichts der Schwere des Eingriffs
kann jedoch eine Ungleichbehandlung
aufgrund des Geschlechts kaum mit fis-
kalischen Interessen gerechtfertigt wer-
den. 

Als weiteres Argument wird die Er-
haltung der Arbeitsmotivation des Un-
terhaltsschuldners ins Feld geführt. Das
Bundesgericht befürchtet, dessen Be-
reitschaft, seine Arbeitskraft und seinen
Arbeitswillen zu erhalten, schwinde bei
Eingriffen in sein Existenzminimum.
Vorab leuchtet nicht ein, wieso der Un-
terhaltspflichtige mehr der Motivation
bedarf als die Sozialbedürftige. Auch
von Personen, die Sozialhilfe beziehen,
wird eine Mitwirkung verlangt (insbe-
sondere im Hinblick auf Erwerbstätig-
keit). Im Unterlassungsfall drohen Kür-
zungen der Sozialhilfe. Zumeist hat die
Unterhaltsberechtigte überdies Kinder
zu betreuen und muss die gesamte dies-
bezügliche Verantwortung und Belas-
tung alleine tragen. Schliesslich: Der
Pflichtige ist in beiden Fällen auf den
unattraktiven Notbedarf gesetzt, ob er
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nun diesen von seinem Lohn direkt be-
halten kann oder ob er dafür Sozialhilfe
beanspruchen muss. Bleibt als Unter-
schied die Tatsache, dass im zweiten Fall
der Gang auf die Behörde unvermeidlich
ist, was sicher niemand gerne tut – eben
auch die Unterhaltsberechtigte nicht.
Letztere hat das gleiche Recht, davon
möglichst verschont zu werden.26 Ihre
Chancen, nicht sozialhilfebedürftig zu
werden respektive aus einer Sozialhilfe-
bedürftigkeit wieder herauszukommen,
dürfen nicht dadurch zusätzlich beein-
trächtigt werden, dass sie nicht nur ihren,
sondern auch den Anteil des Pflichtigen
am Fehlbetrag tragen muss. 

Das Bundesgericht schliesst zwar
nicht aus, dass die Unterhaltsberechtig-
te bei Verbesserung ihrer Verhältnisse
mit Rückerstattungsansprüchen kon-
frontiert werden kann, erklärt dies aber
als hinnehmbar, da es unsicher sei, ob
dieser Fall eintrete. Die Wahrschein-
lichkeit, dass wegen Verbesserung der
Verhältnisse Rückerstattung verlangt
wird, ist aber nicht grösser bei Teilung
des Fehlbetrags, so dass sich die Frage
aufdrängt, warum dieses Risiko nicht
auch dem Manne zuzumuten ist (der
überdies von der Betreuung der Kinder
entlastet ist), zumal seine individuelle
Schuld im Rahmen des geteilten Fehl-
betrags weniger hoch ist.

Weiter argumentiert das Bundesge-
richt, einer Aufteilung des Mankos stün-
den auch vollstreckungsrechtliche Schran-
ken entgegen, da im Rahmen der Alimen-
tenbevorschussung das bevorschussende
Gemeinwesen bei der Betreibung des
Schuldners nicht ins Existenzminimum
eingreifen dürfe. Dem Gemeinwesen
entsteht jedoch dadurch kaum ein Ver-
lust: Soweit die bevorschussten Alimen-
te nicht einbringlich sind, müsste das
Gemeinwesen in aller Regel so oder so
Beträge an die Unterhaltsberechtigte aus-
zahlen, nur nicht als Bevorschussung,
sondern dann eben als Sozialhilfe. Der
Unterschied besteht also einzig darin,
von wem wann Bezahlung der Schuld/
Rückerstattung der Sozialhilfe verlangt
werden kann.

Das Zentrum der Überlegungen bei
der Unterhaltsbemessung hat sich ver-
schoben: Früher waren insbesondere in
Zusammenhang mit der Bemessung von
Kinderunterhaltsbeiträgen noch stärker
die Bedürfnisse der Kinder im Zentrum.
Kinderunterhaltsbeiträge wurden nicht
selten im Hinblick auf die mögliche Ali-
mentenbevorschussung noch höher an-
gesetzt, auch wenn dadurch ins Existenz-

minimum des Pflichtigen eingegriffen
wurde (allerdings nur für Kinderunter-
haltsbeiträge, nicht für Frauenalimente!).
Neu ist nur noch die Schranke des Bun-
desgerichts massgebend. In der Tendenz
werden immer tiefere Kinderunterhalts-
beiträge zugesprochen. Bevorschusst wird
jedoch maximal der gerichtlich zuge-
sprochene Kinderunterhalt. Die gericht-
lichen Kinderunterhaltsbeiträge sind nun
nicht selten tiefer als die Limiten der
kantonalen Bevorschussungsregeln. Dies
führt dazu, dass letztlich die gesamte
Verantwortung für die Kinder in persön-
licher wie auch in finanzieller Hinsicht
einseitig auf die Mutter abgewälzt wird.

3. Bezifferung des Fehlbetrags und
Heraufsetzung oder Neufestsetzung
des nachehelichen Unterhalts

Seit Inkrafttreten des neuen Schei-
dungsrechts ist es möglich, in beschränk-
tem Rahmen auch nachträglich (d.h. in-
nerhalb von 5 Jahren nach rechtskräfti-
ger Scheidung) nachehelichen Unterhalt
neu festzusetzen oder gegenüber dem im
Urteil festgelegten Unterhalt heraufzu-
setzen (Art. 129 Abs. 3 ZGB). Dies ist dann
der Fall, wenn im Urteil ausdrücklich
festgehalten wurde, dass keine ausrei-
chende Rente festgesetzt werden konnte,
und sich die wirtschaftlichen Verhält-
nisse des Pflichtigen seit der Scheidung
verbessert haben.27 Mit der neuen Be-
stimmung sollte die anerkannt schlech-
te Situation geschiedener Frauen in Man-
kofällen gemildert werden. In den Ent-
scheidsammlungen findet sich jedoch
kein einziger Gerichtsentscheid dazu.
Dies ist ein klares Indiz dafür, dass die-
ses Instrument keine wirkliche Hilfe für
die Frauen ist. 

4. Bezifferung des Fehlbetrags und
Herabsetzung des nachehelichen 
Unterhalts

In den Entscheidsammlungen wurde
kein Scheidungsurteil gefunden, in wel-
chem der Fehlbetrag berechnet und be-
ziffert wurde. Da es viele Mankofälle gibt,
erstaunt dies. Andererseits heisst das
nicht, dass es nie geschieht. Erstinstanz-
liche Urteile werden sehr selten publi-
ziert, und gerade in klaren Mangelfällen
werden die Parteien ein Urteil selten
weiterziehen. Kaum je angefochten wird
ein Urteil, das den Fehlbetrag nicht oder
nicht korrekt beziffert, wenn die Partei-
en so oder so auf Sozialhilfe angewiesen
sind, egal, wie gerechnet wurde. 

Der nacheheliche Unterhalt kann auch
herabgesetzt werden (Art. 129 Abs. 1
ZGB). Dies einerseits, wenn sich die wirt-
schaftlichen Verhältnisse des Pflichtigen
seit der Scheidung erheblich und dauer-
haft28 verschlechtert haben,29 anderer-
seits, wenn sich die wirtschaftlichen
Verhältnisse der Berechtigten erheblich
und dauerhaft verbessert haben.30 Eine
Verbesserung der Verhältnisse bei der
Unterhaltsberechtigten kann aber nur
dann zu einer Herabsetzung oder Auf-
hebung des Unterhalts führen, wenn die
ursprüngliche Rente den gebührenden
Unterhalt, einschliesslich eines ange-
messenen Betrags für den nachehelichen
Vorsorgeaufbau, tatsächlich voll gedeckt
hat. Mit dieser Neufassung in der Revi-
sion sollte verhindert werden, dass Un-
terhaltsrenten vorschnell und ohne
Würdigung der Gesamtsituation herab-
gesetzt werden. Allerdings ist uns auch
hierzu nur ein publizierter Fall bekannt.31

5. Nachehelicher Vorsorgeaufbau32

Bei einer Scheidung wird die berufli-
che Vorsorge per Scheidungsdatum ge-
teilt. Damit ist der nacheheliche Vorsor-
geaufbau nicht abgedeckt und nicht ge-
sichert. Dieser gehört aber zum gebüh-
renden Unterhalt (Art. 125 ZGB). Er ist
bei der Unterhaltsberechnung zu be-
rücksichtigen, wenn der nacheheliche
Vorsorgeaufbau einer Ehegattin ehebe-
dingt nicht über ihre Erwerbsarbeit oder
anderweitig angemessen sichergestellt
ist. Geschiedene, die Betreuungspflich-
ten zu erfüllen haben und denen aus die-
sem Grunde auch nach der Scheidung
keine oder keine volle Erwerbstätigkeit
zumutbar ist, können auch ihre Vorsor-
ge nicht über den Erwerb (oder bei ei-
nem Teilzeiterwerb nur ungenügend)
aufbauen. 

Hier interessiert, ob der Bedarf der
Unterhaltsberechtigten für diesen nach-
ehelichen Vorsorgeaufbau in der Anwen-
dungspraxis tatsächlich berücksichtigt
wird (und zwar auch in den Mankofäl-
len!) und wie er konkret eingeschätzt
und berechnet wird. Es sind nur zwei
Entscheide publiziert, die sich über-
haupt mit dem Thema befassen. Das Bun-
desgericht hat bestätigt, dass nach der
Scheidung die Berücksichtigung einer
angemessenen Altersvorsorge Teil des
gebührenden Unterhalts ist, wenn Lü-
cken in der Vorsorge ihren Ursprung in
der während der Ehe vereinbarten Auf-
gabenteilung haben.33 Sind beim Pflich-
tigen Ersparnisse vorhanden, kann das
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Gericht eine Abfindung nach Art. 126
Abs. 2 ZGB anordnen. Das Kantonsge-
richt St. Gallen bestätigt ebenfalls den
Anspruch auf einen Unterhalt samt aus-
reichendem Anteil für den weiteren Vor-
sorgeaufbau.34 Da im konkreten Fall die
zur Verfügung stehenden Einkommens-
mittel für die Deckung des laufenden
Unterhalts, nicht aber für den Vorsorge-
anteil reichten, verlängerte das Gericht
die Dauer, für welche der nacheheliche
Unterhalt normalerweise geschuldet wä-
re, so dass dank dieser Verlängerung der
fehlende Vorsorgeaufbau ausgeglichen
war. Dabei bestimmte es das bestehen-
de Vorsorgedefizit im konkreten Fall als
die bis zum anzustrebenden Beschäf-
tigungsumfang fehlenden Arbeitgeber-
und Arbeitnehmerbeiträge. Die in den
beiden Gerichtsfällen angewandten (un-
terschiedlichen und aus dem konkreten
Fall gewachsenen) Methoden für die Be-
messung des auszugleichenden nachehe-
lichen Vorsorgedefizits sind weder die
einzig möglichen noch in der Anwen-
dungspraxis gefestigt. Es ist auch noch
offen, wie sich die Gerichte zu den dies-
bezüglichen Lehrmeinungen verhalten
werden.35

Ohne dass dies statistisch derzeit be-
legbar wäre,36 muss aufgrund informel-
ler Befragung von Anwältinnen und An-
wälten über ihre diesbezüglichen Er-
fahrungen vor den erstinstanzlichen Ge-
richten leider befürchtet werden, dass
in Mankofällen in aller Regel der nach-
eheliche Vorsorgeaufbau im Fehlbetrag
gar nicht erst berücksichtigt wird.

III. Verwandtenunterstützung

1. Allgemeines und Zuständigkeiten

Die Leistungspflicht des Gemeinwe-
sens im Bereich der Sozialhilfe beruht
auf öffentlichem Recht. Dem steht die pri-
vatrechtliche Leistungspflicht bestimm-
ter Familienmitglieder gegenüber, wel-
che ebenfalls (vorab) zur Deckung des
Lebensunterhalts einer Person dient und
dadurch deren Armut verhindern soll
(Art. 328/329 ZGB). In aller Regel werden
heute Personen, die in eine Notlage gera-
ten, von Anfang an öffentliche Sozialhil-
fe beziehen. Haben die Sozialhilfeempfän-
ger unterstützungspflichtige Verwandte,
geht der Anspruch der Bedürftigen ge-
genüber ihren Verwandten direkt auf
das Gemeinwesen über, welches die So-
zialhilfe geleistet hat. Es ist dann allein
das Gemeinwesen (und nicht mehr die

bedürftige Person) dazu legitimiert, den
Anspruch gegenüber den Verwandten
geltend zu machen. 

Zuständig dafür ist der Wohnkanton
der unterstützten Person (Art. 25 Abs. 1
ZUG). Die behördliche Zuständigkeit ist
innerkantonal in den Sozialhilfe- oder
Fürsorgegesetzen geregelt. In 20 Kanto-
nen sind die Gemeinden zuständig. Im
Kanton Jura kann auf Ersuchen der Ge-
meinde die Verwandtenunterstützungs-
pflicht auch vom Kanton gerichtlich gel-
tend gemacht werden.37 In den Kantonen
AI, BL, GE, SO und TI ist allein der Kan-
ton zuständig. Im Kanton Waadt schliess-
lich ist die Gemeinde oder der Gemein-
deverbund für die Prüfung des Vorliegens
allfälliger Verwandtenunterstützungs-
pflichten, der Kanton hingegen für eine
allfällige gerichtliche Geltendmachung
der Verwandtenunterstützungspflicht zu-
ständig.

Im Gegensatz zur Sozialhilfe sind bei
dieser bundesrechtlichen Verwandtenun-
terstützungspflicht die kantonalen Be-
hörden nicht befugt, über deren Aus-
mass und Grenzen zu befinden. Dafür
sind allein die Zivilgerichte kompetent.
Zuständig ist entweder das Zivilgericht
der unterstützungsbedürftigen Person
oder dasjenige am Wohnsitz der beklag-
ten Verwandten (Art. 329 Abs. 3 i.V.m.
Art. 329 Abs. 2 ZGB). Gegen erstinstanz-
liche Urteile kann in allen Kantonen
mindestens ein kantonales Rechtsmittel
eingelegt werden. Das Bundesgericht
kann mit zivilrechtlicher Berufung ange-
rufen werden, sofern der dafür notwen-
dige Streitwert erfüllt ist, andernfalls nur
mit der staatsrechtlichen Beschwerde
(bei Verletzung von Grundrechten).

2. Voraussetzungen der Verwandten-
unterstützungspflicht

Leistungspflichtig sind Bluts- oder Adop-
tivverwandte in aufsteigender und ab-
steigender Linie (vgl. näher unten Ziff. 3).
Es sind nur Verwandte unterstützungs-
pflichtig, die in günstigen Verhältnissen
leben (Art. 328 Abs. 1 ZGB), d.h. «wer
ohne wesentliche Beeinträchtigung der
bisherigen Lebensführung in der Lage
ist, die geforderte Unterstützung zu leis-
ten».38 Was dies konkret bedeutet (keine
Beeinträchtigung einer wohlhabenden 
Lebensführung oder wesentlich einschrän-
kender?) ist umstritten.39 Jedenfalls wird
sowohl das Einkommen als auch das Ver-
mögen – auch in seiner Substanz, nicht
nur bezüglich der Erträge – in die Beur-
teilung einbezogen. Die wirtschaftliche

Existenz der Verwandten darf aber nicht
gefährdet werden.40 Kantonal wird meist
auf die Bestimmungen des Bundesge-
setzes über Ergänzungsleistungen zur
AHV41 oder auf die SKOS-Richtlinien42

abgestellt. Die Leistungsfähigkeit von
Verwandten setzt jedenfalls erheblich
mehr als die blosse Deckung ihres eige-
nen betreibungsrechtlichen Notbedarfs
voraus.43 Ein Anspruch auf ungeschmä-
lerte Erhaltung des Vermögens bestand
gemäss langjähriger Praxis aber nur
dann, wenn die Unterstützung das eige-
ne Auskommen des Pflichtigen schon in
naher Zukunft gefährden würde.44 Die-
se Rechtsprechung wurde soeben mit ei-
nem neuen Leitentscheid des Bundesge-
richts dahingehend geändert, dass im
Gegenteil gerade die langfristige wirt-
schaftliche Sicherheit des Pflichtigen im
Alter sichergestellt bleiben muss.45 Der
Anspruch des Belangten auf Bildung einer
guten Vorsorge hat Vorrang vor dem An-
spruch auf Verwandtenunterstützung.46

Wann genau die gesetzlich vorge-
schriebenen günstigen Verhältnisse vor-
liegen, ist im Einzelfall zu prüfen. Ge-
nerelle finanzielle Leitlinien können
aus der spärlichen publizierten Recht-
sprechung nicht formuliert werden.
Hingegen können die (für die Gerichte
nicht verbindlichen) SKOS-Richtlinien
als Orientierungshilfe dienen: Sie gehen
davon aus, dass «günstige Verhältnisse»
ungefähr ab einem Einkommen von
CHF 100 000.– und / oder einem Vermö-
gen von über CHF 500 000.– vorliegen.
Soweit die Kantone «günstige Verhältnis-
se» näher definieren, liegen deren Grenz-
werte meistens tiefer. Auch solche kanto-
nalen Richtlinien oder Verordnungen sind
für die Zivilgerichte nicht verbindlich.

Da Verschwägerte nicht herangezogen
werden können, ist grundsätzlich nur
das Einkommen und Vermögen der un-
terstützungspflichtigen Person selbst,
nicht jedoch des Ehegatten, ausschlag-
gebend. Die finanziellen Verhältnisse des
Ehepartners oder der Ehepartnerin kön-
nen aber im Rahmen der ehelichen Bei-
standspflicht indirekt insofern berück-
sichtigt werden, als letztere(r) mehr an
den Unterhalt der Familie beisteuern
muss, als dies ohne Verwandtenunter-
stützungspflicht der Fall wäre. Das Ver-
hältnis der verschiedenen Pflichten zu-
einander ist jedoch umstritten.47

Das Bundesgericht hat sich auch mit
einer speziellen Frage betreffend dem
Vorliegen von Not bei Alleinerziehen-
den auseinandergesetzt.48 Es geht dabei
um die Zumutbarkeit von Erwerbsarbeit,
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wenn die in Not geratene Alleinerzie-
hende ohne Erwerbsarbeit Verwandten-
unterstützung beanspruchen müsste.
Das Bundesgericht entschied, dass einer
ledigen Mutter für die erste Zeit nach
der Geburt des Kindes keine Erwerbstä-
tigkeit zugemutet werden kann, ausser
es wäre eine qualitativ vergleichbare in-
dividuelle Betreuung durch Drittperso-
nen gewährleistet.49 In einem unveröf-
fentlichten Entscheid hält das Bundes-
gericht konkreter fest, dass kein Bun-
desrecht verletzt werde, wenn 26 Mo-
nate nach der Geburt des Kindes dessen
persönliche Betreuung durch die Mutter
als nicht mehr erforderlich erachtet
wird.50 Eine Notlage ist nicht gegeben,
wenn die Mutter die Kinder ganztägig
betreuen lassen und entsprechend eine
volle Berufstätigkeit aufnehmen kann.51

Das Bundesgericht geht also davon aus,
dass eine Notlage im Sinne von Art. 328
ZGB für die alleinerziehende Mutter
nicht gegeben ist, wenn die Kinder dem
Säuglingsalter entwachsen sind und die
grundsätzliche Möglichkeit einer ganz-
tägigen Drittbetreuung besteht. 

3. Umfang und Geltendmachung 
des Anspruchs

Die Frage nach dem Umfang der Leis-
tung, welche die in Not geratene Person
von ihren Verwandten verlangen kann,
ist nicht eindeutig zu beantworten. In
der Literatur wird dafür sowohl auf die
Armutsgrenze der Sozialhilfe als auch
auf die Armutsgrenze des Betreibungs-
rechts – manchmal ergänzt durch 20%-
Zuschläge – Bezug genommen und die
Frage je nachdem unterschiedlich be-
antwortet. Dabei wird betont, dass we-
der die eine noch die andere Grenze für
die Bestimmung der Not im Sinne von
Art. 328 ZGB massgebend sei.52 Auch
hier sind die Zivilgerichte kompetent,
die bundesrechtliche Vorschrift zu in-
terpretieren und die Grenze im Einzel-
fall zu ziehen. In genereller Form ist den
publizierten Gerichtsentscheiden kei-
ne solche Grenzziehung bezüglich der
«Not» (Art. 328 ZGB) zu entnehmen. Das
Bundesgericht hat es lediglich als nicht
bundesrechtswidrig erklärt, wenn die
kantonalen Behörden vom betreibungs-
rechtlichen Notbedarf ausgehen, wobei
lange Zeit betont wurde, dies stelle ein
Minimum dar.53 Mit seinem neusten
Entscheid präzisiert das Bundesgericht
einerseits, es sei kein Ermessensfehler
gegeben, wenn die Vorinstanz einen
Prozentzuschlag auf dem betreibungs-

rechtlichen Notbedarf verweigere.54 An-
dererseits stellt es gleichzeitig klar, dass
die Zivilgerichte ihr Ermessen auch
nicht verletzen, wenn sie auf den nach
den Richtlinien für die Sozialhilfe be-
rechneten Bedarf abstellen, welcher
über dem betreibungsrechtlichen Exis-
tenzminimum liegt.55 Letzteres bildet
somit die Untergrenze und das sozial-
hilferechtliche Existenzminimum die
Obergrenze des unterstützungsrechtli-
chen Notbedarfs. Innerhalb dieses Rah-
mens steht den Behörden und Gerichten
ein Ermessensspielraum bei der Beur-
teilung des Einzelfalles zu.56

Sind mehrere Verwandte unterstüt-
zungspflichtig, so bemisst sich der ein-
zelne Unterstützungsbeitrag entspre-
chend ihren individuellen finanziellen
Verhältnissen. Es besteht keine Solidar-
haftung. Verwandte sind bloss anteilsmäs-
sig im Verhältnis zu ihrer Leistungs-
fähigkeit beitragspflichtig.57 Die Höhe
der Leistungspflicht einer Person kann ent-
sprechend nur bestimmt werden, wenn
gleichzeitig oder vorfrageweise geklärt
wird, ob bzw. in welchem Umfang an-
dere Verwandte gleicher Stufe auch leis-
tungsfähig sind58 (was beispielsweise bei
Verwandten im Ausland meist schwierig
bis unmöglich ist, weswegen dann häu-
fig einfach von der Leistungsunfähigkeit
dieser Verwandten ausgegangen wird).

Der Anspruch auf Unterstützung ist
(auch vom Gemeinwesen) gegen die pflich-
tigen Verwandten in der Reihenfolge ih-
rer Erbberechtigung (Art. 457f ZGB) wie
folgt geltend zu machen:
n Kinder der bedürftigen Person; falls
keine vorhanden oder sie nicht leistungs-
fähig oder nicht leistungspflichtig sind;
n Enkelkinder / Urenkelkinder; falls kei-
ne vorhanden oder diese nicht leistungs-
fähig oder nicht leistungspflichtig sind;
n Eltern; falls diese nicht vorhanden oder
nicht leistungsfähig oder nicht leistungs-
pflichtig sind;
n Grosseltern.

Verwandte der nachgehenden Stufe
können erst herangezogen werden, wenn
alle Verwandten der vorgehenden Stu-
fen zusammen nicht die volle Unter-
stützung für den erforderlichen Lebens-
unterhalt zahlen können, unerreichbar
(d.h. im Ausland) oder unbekannten Auf-
enthalts sind. Fällt ein Verwandter einer
Stufe aus, wird sein Anteil zunächst auf
die anderen Verwandten der gleichen
Stufe aufgeteilt.

4. Rückerstattungspflicht gegenüber
den Verwandten

Es stellt sich die Frage, ob eine ehe-
mals von ihren Verwandten unterstütz-
te Person verpflichtet ist, erhaltene
Verwandtenbeiträge zurückzubezahlen,
wenn sie sich wirtschaftlich erholt hat.
Nach früher herrschender Lehrmeinung
besteht kein Rückerstattungsanspruch.
In jüngerer Zeit wurden vereinzelt Mei-
nungen laut, die dies als nicht sachge-
recht erachten. Dabei ist allerdings zu
unterscheiden zwischen einer eigentli-
chen Rückerstattungspflicht und der
Ausgleichungspflicht unter Erben, wenn
ein Erbe entweder vom Verstorbenen
Verwandtenunterstützung erhalten hat-
te oder dem Verstorbenen früher Ver-
wandtenunterstützung geleistet hat. Aus
dem geltenden Recht kann eine gene-
relle Rückerstattungspflicht nicht abge-
leitet werden.59 Entsprechend existieren
auch keine Gerichtsentscheide, welche
eine solche Rückerstattungspflicht pos-
tulieren würden. Hingegen haben erb-
rechtliche Überlegungen zum Teil Ein-
gang in Gerichtsentscheide gefunden.60

5. Anwendungspraxis in den Kantonen

Fast alle Kantone haben Ausführungs-
bestimmungen erlassen. 23 Kantone ken-
nen eine ausdrückliche behördliche Prü-
fungspflicht, wobei diese unterschiedlich
ausgestaltet sein kann. Nur in wenigen
Kantonen muss die Verwandtenunter-
stützung in jedem Fall geprüft werden.61

Die meisten Kantone lassen den Behör-
den mehr Ermessensspielraum. Insge-
samt statuieren nur sehr wenige Kantone
eine Pflicht, die Verwandtenunterstüt-
zung, wenn nötig, auch gerichtlich gel-
tend zu machen.

Zur konkreten Anwendungspraxis kön-
nen keine mit harten Daten belegten
Aussagen gemacht werden. Gemeinden
und Kantone führen dazu keine Statis-
tiken und können keine umfassenden
und wissenschaftlich verlässlichen Da-
ten liefern.62 Trotzdem können aufgrund
der Dissertation von WIDMER,63 die da-
zu systematische Umfragen gestartet
und Sozialhilfeträger befragt hat, einige
interessante Angaben gemacht werden.64

Wenn Verwandtenunterstützung ge-
prüft wird, so wird in der Regel bei Be-
darf auch die Leistungsfähigkeit der
Grosseltern einbezogen. Das Prüfungs-
verhalten variiert jedoch sehr stark von
Kanton zu Kanton und von Gemeinde zu
Gemeinde. 12 Kantone geben an, in den
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letzten Jahren vermehrt die Verwandten-
unterstützung geprüft zu haben, fünf
davon sagen, die entsprechenden Ein-
nahmen seien auch gestiegen. Die meis-
ten konnten jedoch die Frage, ob sich
(ev. aufgrund der Finanzknappheit der
Gemeinwesen) eine Veränderung der Gel-
tendmachung von Verwandtenunterstüt-
zung seitens der Gemeinwesen ergeben
habe, nicht beantworten. 

Im Zeitraum 1987 bis 1998 gab es 208
von Gemeinwesen eingereichte Klagen
auf Verwandtenunterstützung, wovon
89 allein von Behörden des Kantons Aar-
gau eingereicht wurden, 25 im Kanton
Basel-Stadt, 18 im Kanton Solothurn,
hingegen nur 17 im Kanton Zürich, 2 im
Kanton Bern und gar keine im Kanton
Genf. Das Klageverhalten der Gemein-
wesen respektive die Anzahl der einge-
reichten Klagen hängt weder von der Be-
völkerungszahl noch vom Umfang der
Sozialausgaben eines Gemeinwesens ab.
Es sind keine rationalen Erklärungen
für das sehr unterschiedliche Klagever-
halten der Behörden ersichtlich. 

In jüngerer Zeit (d.h. bis Ende 1999,
neuere Tendenzen sind nicht bekannt)
wurde die Frage des möglichen Rückgriffs
auf Verwandte von den zuständigen So-
zialhilfebehörden vermehrt systematisch
abgeklärt. Trotzdem bestehen weiterhin
sehr grosse Unterschiede zwischen den
Kantonen und den Gemeinden.65 In ei-
ner Umfrage gaben die SKOS-Mitglieder
an, die Verwandtenunterstützungspflicht
in nahezu 50% der Fälle geprüft zu ha-
ben und nur gegen 4% der SKOS-Mitglie-
der sollen einen möglichen Rückgriff
auf Verwandte nie geprüft haben.66 Der
administrative Aufwand zur Abklärung
und Einforderung der Verwandtenun-
terstützung scheint sich nicht zu loh-
nen. Gesamtschweizerisch besteht zwar
keine Statistik über die Einkünfte der
Sozialhilfebehörden aus dem Rückgriff
auf Verwandte. Immerhin wissen wir
aber, dass in der Schweiz bis 1994 nur in
ca. 2% aller Sozialhilfefälle von den Ver-
wandten Unterstützungsleistungen ver-
langt wurden.67 Ebenso wissen wir, dass
im Kanton Luzern die aus Verwandten-
unterstützung eingeforderten Beträge
1992 nur 0.2% der ausgerichteten Sozi-
alhilfe betrugen.68 Nirgends sind Hin-
weise zu finden, dass es andernorts ent-
scheidend anders aussieht.

Das Institut der Verwandtenunterstüt-
zung wird mehr und mehr grundsätz-
lich in Frage gestellt.69 In der Literatur
wird die Berechtigung der Verwandten-
unterstützungspflicht aus verschiede-

nen Gründen angezweifelt und teilwei-
se eine weitere Einschränkung oder die
gänzliche Abschaffung gefordert.70 Die
Haupteinwände betreffen die Verände-
rung der soziodemografischen Verhält-
nisse, das veränderte familiäre Umfeld
sowie die offensichtlich rechtsungleiche
Handhabung der Verwandtenunterstüt-
zung in den Kantonen und die praktisch
fehlende Durchsetzbarkeit im Ausland,
was eine zunehmende Diskriminierung
der InländerInnen zur Folge hat. 

IV. Sozialhilfe

1. Allgemeines zum Sozialhilferecht71

a) Grundlagen, Organisation und
Grundprinzipien

Die Sozialhilfe fällt gemäss Art. 115 BV
in die Kompetenz der Kantone. Jeder
Kanton regelt Voraussetzungen und
Umfang der Fürsorgeleistungen selbst.
Die einzelnen kantonalen Regelungen
sind sehr unterschiedlich. Dies wird
dadurch etwas ausgeglichen, dass die
schweizerische Konferenz für Sozialhil-
fe (SKOS) Richtlinien für die Bemessung
der Sozialhilfe erlässt, welche von etli-
chen Kantonen als verbindlich übernom-
men werden. Bedürftige sind dort un-
terstützungsberechtigt, wo sie Wohnsitz
haben.72 In den meisten Kantonen sind
die Gemeinden zuständig. Teilweise se-
hen die Kantone einen Zusammenschluss
einzelner Gemeinden zur gemeinsamen
Aufgabenbewältigung vor. Heute wer-
den auch vermehrt Private von den Ge-
meinden damit beauftragt. Dieser kom-
munale Föderalismus hat zur Folge, dass
die konkrete Sozialhilfepraxis nicht nur
von Kanton zu Kanton, sondern auch
von Gemeinde zu Gemeinde sehr unter-
schiedlich sein kann.73

Der Grundsatz der Menschenwürde
gebietet im Einzelfall staatliche Hilfe.
Entsprechend ist in der neuen Bundes-
verfassung auch das Grundrecht auf Hil-
fe in Notlagen enthalten, welches expli-
zit auf ein menschenwürdiges Dasein
Bezug nimmt.74 Dieses Grundrecht und
damit alle Sozialhilfeleistungen unter-
liegen jedoch dem Prinzip der Subsidia-
rität:75 Sozialhilfe wird nur gewährt,
wenn die bedürftige Person sich nicht
selbst helfen kann oder Hilfe von dritter
Seite nicht erhältlich ist.76 Die betroffe-
ne Person muss also alle Möglichkeiten
zur Selbsthilfe ausgeschöpft haben. Die-
ser Grundsatz der Subsidiarität hat auch
Eingang in kantonale Sozialhilfegesetze

gefunden.77 Ferner gilt der Individuali-
sierungsgrundsatz, welcher die Behör-
den zur Hilfeleistung nach den Beson-
derheiten des Einzelfalles verpflichtet.
Das Bedarfsdeckungsprinzip besagt, dass
die Sozialhilfe einer individuellen, kon-
kreten und aktuellen Notlage abhelfen
soll. Daraus wird abgeleitet, dass Sozial-
hilfeleistungen unabhängig von der Ursa-
che der Notlage und nur für die Zukunft
zu entrichten sind. Fast alle kantonalen
Sozialhilfegesetze erklären es zur Aufga-
be der Behörden, die Ursachen der Bedürf-
tigkeit zu ermitteln und nach Möglich-
keit zu beseitigen (Postulat der Ursachen-
bekämpfung). In der neuen Bundesver-
fassung wurde dieser Grundsatz in Form
der Sozialziele ins materielle Verfassungs-
recht aufgenommen.78 Die SKOS schliess-
lich konkretisiert in ihren Richtlinien
diese Grundprinzipien noch durch die
Nennung weiterer Grundsätze wie An-
gemessenheit der Hilfe, Professionalität
und Kosten-Nutzen-Verhältnis.79

b) Das soziale Existenzminimum in
Abgrenzung zum betreibungsrecht-
lichen Existenzminimum (Notbedarf)

Die Begriffe Notbedarf, betreibungs-
rechtliches Existenzminimum oder auch
absolutes Existenzminimum bezeich-
nen dasselbe. Dieses Existenzminimum
bezieht sich auf das Schuldbetreibungs-
und Konkursrecht.80 Erwerbseinkommen
jeder Art und Erwerbsersatzleistungen
(Renten, Arbeitslosenentschädigung) so-
wie Unterhaltsbeiträge (soweit sie nicht
unpfändbar sind) können nur soweit ge-
pfändet werden, als sie für den Schuld-
ner und seine Familie nicht unbedingt
notwendig sind. Der Berechnung dieses
Notbedarfs dienen die Richtlinien der
Konferenz der Betreibungs- und Konkurs-
beamten der Schweiz. Dieses betrei-
bungsrechtliche Existenzminimum wird
auch im Rahmen der Festlegung des
nachehelichen Unterhalts in Mankofäl-
len den Berechnungen zugrunde gelegt
(vgl. Kap. III). Demgegenüber ist das so-
ziale Existenzminimum ganz anders de-
finiert. Nach den meisten kantonalen 
Sozialhilfegesetzen werden Sozialhilfe-
leistungen bei Bedürftigkeit ausgerichtet.
Eine solche liegt vor, wenn die betref-
fende Person für ihren Lebensunterhalt
nicht hinreichend oder nicht rechtzeitig
aus eigenen Mitteln aufkommen kann.
Die Mehrzahl der Kantone konsultiert
die SKOS-Richtlinien um festzulegen, ob
Anspruch auf Sozialhilfe gegeben ist.
Die SKOS-Richtlinien stützen sich auf
die Einkommens- und Verbrauchserhe-
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bungen des Bundesamtes für Statistik. 
Das soziale Existenzminimum einer-

seits und das betreibungsrechtliche Exis-
tenzminimum andererseits sind also
keinesfalls identisch.81 Der betreibungs-
rechtliche Notbedarf liegt grundsätzlich
unter dem sozialen Existenzminimum.
Sozialbedürftigkeit liegt vor, wenn das
verfügbare monatliche Einkommen nicht
ausreicht, um das soziale Existenzmini-
mum zu decken. Dieses entspricht einer
materiellen Grundsicherung, welche ei-
nen das betreibungsrechtliche Existenz-
minimum übersteigenden Unterstüt-
zungsstandard vorgibt. Eine sozial be-
dürftige Person zeichnet sich daher nicht
zwingend durch einen nicht gedeckten
betreibungsrechtlichen Notbedarf aus,
während umgekehrt eine Person, deren be-
treibungsrechtliches Existenzminimum
nicht gedeckt ist, in der Regel Anspruch
auf Sozialhilfe hat.

2. Nichtberücksichtigung von familien-
rechtlichen Unterhaltspflichten

Bei der Bemessung des sozialen Exis-
tenzminimums werden aufgrund der
geltenden Sozialgesetzgebung in sämt-
lichen Kantonen in aller Regel zwar fa-
milienrechtliche Unterhaltsverpflichtun-
gen der bedürftigen Person gegenüber
den mit ihr im gleichen Haushalt zu-
sammenlebenden Angehörigen mitein-
bezogen, nicht jedoch Unterhaltsbeiträ-
ge, welche die um Sozialhilfe nachsu-
chende Person Angehörigen (z.B. Kin-
dern) schuldet, die getrennt von ihr le-
ben. Ein geschiedener Vater, welcher im
Scheidungsurteil zur Bezahlung von
Kinderunterhaltsbeiträgen verpflichtet
worden ist (oder auch zu nachehelichem
Unterhalt an die geschiedene Ehefrau)
kann, wenn er in eine Notlage gerät und
seinen eigenen Lebensunterhalt sowie
diese Unterhaltsverpflichtungen nicht
aus eigenen Kräften bezahlen kann, bei
der Beantragung von Sozialhilfe das
Geld zur Erfüllung dieser Unterhalts-
verpflichtungen nicht zu seinem sozia-
len Existenzminimum zählen. Kann er
die Bedürfnisse seines eigenen Haus-
halts aus eigenen Mitteln bestreiten, so
erhält er keine Sozialhilfe. Reichen sei-
ne eigenen finanziellen Mittel auch
nicht zur Deckung seines eigenen Haus-
halts aus, so wird ihm nur diese Diffe-
renz als Sozialhilfe ausbezahlt. Alimen-
tenverpflichtungen von Personen, die
von der Sozialhilfe unterstützt werden,
werden also nicht ins Unterstützungs-
budget aufgenommen.82 Dieser unge-

nügende Ausgleich von Familienlasten
führt zur einseitigen Sozialhilfeabhän-
gigkeit der Alleinerziehenden mit ent-
sprechend einseitiger Schuldenlast.83

3. Rückerstattung von Sozialhilfe an 
das Gemeinwesen

Mit wenigen Ausnahmen sehen die
meisten Kantone eine Rückerstattungs-
pflicht vor.84 Die SKOS-Richtlinien ent-
halten Empfehlungen zu deren Ausge-
staltung. Nur die Kantone Waadt und
Genf gehen einen grundsätzlich ande-
ren Weg: Waadt hat im Zuge der kanto-
nalen Verfassungsreform die Rücker-
stattung im Prinzip ausgeschlossen und
Genf hat mit der Revision von 2004 die
Rückerstattungspflicht ganz generell
und für alle Sozialhilfebezüger abge-
schafft mit der Begründung, die Ver-
schuldung von Sozialhilfebezügern wir-
ke zu Beginn eines Autonomieprozesses
wie ein Damokles-Schwert und halte sie
von der Arbeitsaufnahme ab, anstatt sie
darin zu unterstützen.85

Es liegt in der Kompetenz der Kanto-
ne, darüber zu bestimmen, welches Ge-
meinwesen innerhalb des Kantons dazu
berechtigt ist, die Rückerstattung von
Sozialhilfe zu verlangen. Weit überwie-
gend sind dies die Gemeinden. Da es sich
um kantonales öffentliches Recht han-
delt, bestimmt dieses auch darüber,
welche Rechtsmittel gegen Rückerstat-
tungsverfügungen der Behörden zur
Verfügung stehen. Es sind dies lediglich
die innerkantonalen Rechtsmittel ge-
mäss kantonalem öffentlichem Recht.
Es gibt kein ordentliches Rechtsmittel
ans Bundesgericht. Gegen letztinstanz-
liche kantonale Entscheide über die
Rückerstattung steht nur die staats-
rechtliche Beschwerde wegen Verlet-
zung verfassungsmässiger Rechte zur
Verfügung.

Die Sozialhilfebezüge sind öffentlich-
rechtliche Schulden des Nachlasses der
verstorbenen Sozialhilfebezüger. Sind
im Nachlass einer verstorbenen Person
Aktiven vorhanden, so ist daraus vorab
die bezogene Sozialhilfe zurückzuer-
statten. In aller Regel finden sich in den
kantonalen Gesetzen besondere Bestim-
mungen dazu. Der Umfang der Rücker-
stattungspflicht nach dem Tod der Per-
son, welche Sozialhilfe bezogen hat, ist
in den meisten Kantonen beschränkt
auf die Höhe des Nachlasses oder, falls
der Nachlass bereits verteilt wurde, auf
die Höhe des von den Erben erhaltenen
Erbteils. In einigen kantonalen Rege-

lungen sind zudem besondere Umstän-
de genannt, die vom Gemeinwesen zu
berücksichtigen sind bei der Entschei-
dung, ob von den Erben der verstorbe-
nen Person die bezogene Sozialhilfe zu-
rückverlangt wird.86

Wie erwähnt regeln die Kantone auch
die Rückerstattungspflicht der Sozialhil-
febezüger selbst unterschiedlich. Waadt
und Genf haben die Rückerstattungs-
pflicht im Prinzip respektive ganz abge-
schafft. In den Kantonen Neuenburg,
Schaffhausen, Schwyz, Zürich87 sowie
wohl auch in den Kantonen Nidwalden,
Obwalden und Zug besteht keine Rück-
erstattungspflicht aus späterem Erwerbs-
einkommen (sondern nur bei Lottoge-
winn, Erbschaft etc.). In den übrigen Kan-
tonen besteht grundsätzlich eine Rück-
erstattungspflicht bei Verbesserung der
Verhältnisse unabhängig davon, worin
die Ursache der Verbesserung besteht. In
den meisten Kantonen muss zudem So-
zialhilfe, die unmündige Kinder oder
mündige Jugendliche während ihrer
Ausbildung bezogen haben, von ihnen
selbst generell nicht zurückerstattet
werden. In den übrigen Kantonen besteht
für Kinder und Jugendliche eine stark
verminderte Rückerstattungspflicht. 

V. Begrenzung der
sozialhilferechtlichen 
Rückerstattungspflicht 
und der Verwandtenunter-
stützungspflicht durch 
die Grundrechte

1. Grundrechtsbeeinträchtigungen bei
Rückforderung von Sozialhilfe

Durch die bundesgerichtliche Recht-
sprechung in den so genannten Manko-
fällen werden für geschiedene Paare
(und für deren Verwandte) ungleiche Vor-
aussetzungen geschaffen. Der Sozialstaat
hat jedoch die Verpflichtung, nicht nur
soziale Sicherheit, sondern auch soziale
Gerechtigkeit zu gewährleisten, sowie
die Verantwortung, die sozialen Voraus-
setzungen für die effektive Grundrechts-
ausübung zu schaffen.88 Gemäss Art. 35
Abs. 1 BV müssen die Grundrechte in der
ganzen Rechtsordnung zur Geltung kom-
men. Die Rückerstattungspflicht kann
die soziale Integration erschweren, die
Motivation zur Selbsthilfe reduzieren
und die pflichtige Person in einen Teu-
felskreis führen (Armutsfalle).89 Aber: Die
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Bundesverfassung (Art. 8 Abs. 3 BV) ver-
ankert die Gleichberechtigung von Frau
und Mann und diese ist als verfassungs-
mässiges Recht unmittelbar anwendbar.
Sie schützt vor direkter und indirekter
Diskriminierung gleichermassen. Alle
staatlichen Behörden sind verpflichtet,
Diskriminierungen zu beseitigen.90

Die Praxis des Bundesgerichts (Ver-
weigerung der Mankoaufteilung) diskri-
miniert aufgrund des Geschlechts und
beeinträchtigt im Zusammenwirken mit
der Sozialhilfegesetzgebung die Chancen-
gleichheit.91 Das Bundesgericht selbst
verneint bis anhin 92 einen Verstoss gegen
das Gleichbehandlungsgebot von Frau und
Mann durch seine Rechtsprechung, da
sich seine Praxis nicht (direkt) am Krite-
rium des Geschlechts orientiere, sondern
an der von den Ehegatten vereinbarten
Aufgabenteilung.93Mit dieser Begründung
wird deutlich, dass das Bundesgericht
indirekte Diskriminierung selbst dann
nicht erkennt, wenn sie in idealtypischer
Form vorliegt. 

2. Abhilfe im Rahmen der Ermessens-
ausübung der Behörden

Die Mehrheit der kantonalen Sozialhil-
fegesetze enthält sowohl bezüglich Ein-
forderung von Verwandtenunterstützung
als auch bezüglich Rückerstattung von
Sozialhilfe einen (zum Teil sogar erheb-
lichen) Ermessensspielraum. Mit in den
gesetzlichen Regelungen enthaltenen
Kriterien wie «Zumutbarkeit» oder «Billig-
keit»94 können die Umstände des Einzel-
falls berücksichtigt werden. Dazu könn-
ten auch die Besonderheiten des Mangel-
falles bei Trennung/Scheidung gehören.
Die Behörden sollten sich entscheiden,
aufgrund der erörterten Gegebenheiten
in diesen Fällen mit Forderungen nach
Rückerstattung besonders zurückhaltend
zu sein. Dasselbe gilt auch bei der Ein-
forderung der Verwandtenunterstützung.
Dem Einwand, dass geschiedene Frauen
bezüglich Rückerstattung nicht anders
behandelt werden können als andere So-
zialhilfebezüger, kann entgegengehalten
werden, dass in diesen Bereichen die
Gleichbehandlung mit andern Sozial-
hilfebezügern als sehr schwaches Argu-
ment erscheint, weil eine Gleichbehand-
lung ganz offensichtlich ohnehin nicht
garantiert ist: In allen vorliegenden Um-
fragen und Untersuchungen wird deut-
lich, dass nicht nur die Gesetze der Kan-
tone verschieden sind, sondern auch die
Anwendungspraxis von Gemeinde zu
Gemeinde sehr unterschiedlich ist. Ob

Verwandte zur Unterstützung herange-
zogen werden und ob die Rückerstattung
von Sozialhilfe verlangt wird, hängt we-
niger von der Vergleichbarkeit der Situ-
ation der Betroffenen ab, als vielmehr da-
von, welche Behörde der Sozialfürsorge
in welchem Kanton und – innerkanto-
nal – welche Gemeinde darüber befindet.

3. Anrufung der Grundrechte durch 
die Betroffenen selbst

Die mit einer Rückforderung von So-
zialhilfe konfrontierten Frauen, deren
Bedürftigkeit (auch) auf eine fehlende
Manko-Aufteilung bei der Bemessung
von Unterhalt zurückzuführen war, soll-
ten ermutigt werden, die Rückzahlung
unter Berufung auf die Grundrechte zu
verweigern, oder im Minimum zu ver-
langen, dass der Anteil, der eigentlich
dem Partner hätte auferlegt werden
müssen, aus der Rückforderung heraus-
genommen wird. Sie sollten darin un-
terstützt werden, dies in Verhandlun-
gen mit den Sozialbehörden zu tun, aber
auch darin, gegen anders lautende Ver-
fügungen zu rekurrieren und im Rechts-
mittelweg die Grundrechte anzurufen.
Das gleiche gilt für Verwandte, die in
diesen Fällen zur Unterstützung heran-
gezogen werden sollen. Im Interesse der
geschiedenen Frau selbst muss allerdings
darauf hingewiesen werden: Wenn ihre
Verwandten sie nicht unterstützen, wird
sie entsprechend mehr Sozialhilfe be-
ziehen müssen, was ihren Schuldenberg
gegenüber dem Gemeinwesen wiederum
vergrössert, wohingegen sie gegenüber
ihren Verwandten nicht rückerstattungs-
pflichtig wäre. 

VI. Folgerungen

Nachehelicher Unterhalt 

Die Rechtsprechung und Rechtspraxis
in Mankofällen, welche das gesamte De-
fizit den Unterhaltsberechtigten (und
damit real den Frauen) aufbürdet, dis-
kriminiert die Frauen und beeinträch-
tigt deren Chancengleichheit. Zudem hat
das Festhalten an dieser veralteten und
verfassungswidrigen Rechtsprechung da-
zu geführt, dass bei der Bemessung von
Kinderalimenten immer weniger die Be-
dürfnisse der Kinder im Zentrum stehen,
sondern nur noch das bundesgerichtli-
che Verbot des Eingriffs in den Eigenbe-
darf des Pflichtigen beachtet wird und
tendenziell tiefere Kinderalimente ge-

sprochen werden. Dadurch kann die
Mutter häufig nicht einmal im an sich
möglichen Ausmass von der Bevorschus-
sung von Kinderalimenten profitieren,
wodurch sich ihr sozialhilferechtlicher
Schuldenberg noch weiter anhäuft.

Die Rechtsprechung ist insgesamt unbe-
friedigend. Ganz sicher aber ist überhaupt
nicht einsichtig, wieso nicht wenigstens
bei der Bemessung der Kinderalimente
in den Eigenbedarf des Pflichtigen ein-
gegriffen wird. Beide Elternteile sind
nämlich in gleichem Masse für ihre Kin-
der verantwortlich. Die Existenzsiche-
rung von Kindern sollte absoluten Vor-
rang haben! Auch wenn der Pflichtige den
so bemessenen Kinderunterhalt nicht
(oder nicht vollständig) zahlen kann, so
wäre dann doch über die Bevorschus-
sung das Auskommen der Kinder bei der
Mutter besser gewährleistet und diese
würde vielleicht gar nicht, oder jeden-
falls nicht im gleichen Ausmass, sozial-
hilfebedürftig. Ein geringeres Ausmass
der Sozialhilfebedürftigkeit bedeutet ei-
ne bessere Chance, ganz aus dieser Ab-
hängigkeit wegzukommen und natürlich
eine geringere Schuldenlast. Die bevor-
schussten Gelder können andererseits
vom Alimentenschuldner unter Berück-
sichtigung seines Existenzminimums ein-
getrieben werden. Der bei ihm nicht ein-
treibbare Anteil bleibt als seine Schuld
bestehen, welche je nachdem bei Ver-
besserung seiner wirtschaftlichen Ver-
hältnisse nachgefordert werden kann.

Angesichts der unbefriedigenden Recht-
sprechung stellt sich insbesondere auch
immer wieder die Frage, ob nicht bundes-
rechtliche Vorschriften darüber erlassen
werden sollten, wie generell, besonders
aber wie in Mankofällen, der Kinderunter-
halt zu bemessen ist (Vorschriften für an-
gemessenen Mindest- Kinderunterhalt).

Es muss vermutet werden, dass bei
den Mankofällen der nacheheliche Vor-
sorgeaufbau in aller Regel gar nicht erst
in die Berechnung des gebührenden Un-
terhalts einbezogen und entsprechend
auch nicht im Fehlbetrag berücksichtigt
wird. Dies ist äusserst bedauerlich. Als
Folge davon ist sogar der Vorsorgeaufbau
aus eigener Kraft verunmöglicht oder
stark gefährdet: Ein im Urteil festgehalte-
ner Fehlbetrag verhindert die vorschnel-
le Herabsetzung des Unterhaltsbeitrags
bei Verbesserung der finanziellen Ver-
hältnisse der Berechtigten. Würde der
nacheheliche Vorsorgeaufbau berück-
sichtigt und der Fehlbetrag im Urteil
entsprechend höher beziffert, so könn-
te die Berechtigte wenigstens mit einem
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später verbesserten eigenen Einkommen
beginnen, ihr Vorsorgedefizit zu decken.
Ohne Berücksichtigung des nacheheli-
chen Vorsorgeaufbaus bei der Beziffe-
rung des Fehlbetrags im Urteil hingegen
kann der geschiedene Ehemann bei spä-
terem höherem Einkommen der Be-
rechtigten deren Unterhalt herabsetzen
lassen. Dann hat sie die zum Aufbau ih-
rer Altersvorsorge nötigen Mittel trotz
höherem Eigeneinkommen auch wei-
terhin nicht.

Verwandtenunterstützung

Das Institut der Verwandtenunter-
stützung ist nicht mehr zeitgemäss. Mit
der Auflösung der Grossfamilie in der
modernen Gesellschaft und dem Ausbau
der Sozialversicherungen hat die Ver-
wandtenunterstützungspflicht an Bedeu-
tung verloren. Ihre Bedeutung bestand
früher zentral in der Unterstützungs-
pflicht von erwachsenen Kindern gegen-
über ihren alten Eltern. In diesem Sinne
wird sie heute praktisch nicht mehr ge-
braucht. Demgegenüber mehren sich Fäl-
le, in denen wegen Sozialbedürftigkeit
der mittleren Generation, die eigentlich
wirtschaftlich selbständig sein müsste, in
Problemlagen wie Trennung/Scheidung
die Verwandtenunterstützungspflicht ih-
rer (meist schon pensionierten) Eltern
abzuklären ist oder wäre. Die wirtschaftli-
chen Folgen solcher Lebensrisiken werden
nicht von Sozialversicherungen abgedeckt.
Dabei tragen aufgrund des Zusammen-
spiels von Rechtsprechung und Sozialge-
setzgebung keineswegs alle Eltern das
gleiche Risiko, sondern vorab die Eltern
(und Grosseltern) von getrennten/geschie-
denen Töchtern. Diese Fälle stellen die in
der heutigen Gesellschaftsordnung an
sich schon schwache Legitimität des Ins-
tituts der Verwandtenunterstützung zu-
sätzlich in Frage. 

Der Aufwand der Behörden im Zu-
sammenhang mit der Abklärung und
Einforderung der Verwandtenunterstüt-
zung scheint sich in keiner Weise zu loh-
nen. Gesamtschweizerisch besteht zwar
keine Statistik, welche über die Ein-
künfte der Sozialhilfebehörden aus dem
Rückgriff auf Verwandte Auskunft gibt.
Die zugänglichen bekannten Unterlagen
weisen jedoch darauf hin, dass solche
Einkünfte im Verhältnis zu den gesam-
ten Sozialhilfeausgaben gering sind.
Selbst im bezüglich Einforderung von
Verwandtenunterstützung mit Abstand
aktivsten Kanton Aargau gibt es keine
Angaben, aus denen geschlossen werden

könnte, dass der Anteil der aus Verwand-
tenunterstützung zurückgeflossenen Gel-
der am gesamten Sozialhilfebudget des
Kantons beträchtlich wäre. Selbst wenn
dies zuträfe, wäre immer noch danach
zu fragen, ob er in angemessenem Ver-
hältnis zum enormen Aufwand der Be-
hörden im Zusammenhang mit der
Einforderung dieser Verwandtenunter-
stützung steht, d.h. ob sich der ganze ad-
ministrative Aufwand überhaupt lohnt.
Viele Kantone und Gemeinden sind ge-
rade zum gegenteiligen Schluss gekom-
men und verzichten vernünftigerweise
in den allermeisten Fällen von Anfang
an darauf. 

Allein schon die geringe Rückgriffs-
quote95 führt dazu, dass die Einforde-
rung der Verwandtenunterstützung von
den im Verhältnis wenigen Verwandten,
die tatsächlich belangt werden, als will-
kürlich erscheint. Diese rechtsungleiche
Behandlung wird noch erheblich ver-
schärft durch eine offensichtliche Inlän-
derdiskriminierung: Da auf Grund der
grossen internationalen Mobilität die
Zahl der unterstützungsbedürftigen Aus-
länder (sowohl absolut als auch in Pro-
zenten) beträchtlich geworden ist, die
Geltendmachung und Durchsetzung von
Verwandtenunterstützung gegenüber im
Ausland lebenden Verwandten von in
der Schweiz lebenden bedürftigen Aus-
ländern aber weitgehend aussichtslos
ist (respektive diese Verwandten von den
Behörden meist ohne nähere Abklärung
zum Vornherein als leistungsunfähig er-
achtet werden), führt das Institut der
Verwandtenunterstützung dazu, dass
nur inländische Verwandte einem Rück-
griffsrisiko ausgesetzt sind, nicht aber
im Ausland lebende Verwandte von in
der Schweiz lebenden (schweizerischen
oder ausländischen) Sozialhilfebezügern.
Das wiederum führt dazu, dass die in der
Schweiz lebenden Verwandten dies aus-
gleichen müssen und unter Umständen
für mehr als ihren angemessenen Anteil
belangt werden. Schliesslich wird die
rechtsungleiche Behandlung noch wei-
ter dadurch verschärft, dass ausgerech-
net im grossen und zunehmenden Be-
reich der Sozialhilfefälle in der Folge von
Trennung/Scheidung aus den beschrie-
benen Gründen nur die Verwandten der
Frauen dem Rückgriffsrisiko ausgesetzt
sind. 

Es gibt somit viele Gründe, die Verwand-
tenunterstützungspflicht grundsätzlich
abzuschaffen. Insbesondere ist die be-
schriebene krass rechtsungleiche Be-
handlung unerträglich. Auf Grund der

neuen sozialen Gegebenheiten in der mo-
dernen Gesellschaft lohnt es sich auch
in finanzieller und wirtschaftlicher Hin-
sicht kaum, dieses Institut aufrecht zu
erhalten. 

Sozialhilfe

Der Sozialstaat hat die Verpflichtung,
soziale Gerechtigkeit und soziale Sicher-
heit zu gewährleisten und muss auch die
sozialen Voraussetzungen dafür schaf-
fen, dass die Grundrechte effektiv aus-
geübt werden können. Er sollte die so-
ziale Integration fördern, die Motivation
zur Selbsthilfe unterstützen (statt be-
dürftige Personen in den Teufelskreis
der Armutsfalle zu treiben) und er muss
die Chancengleichheit auch zwischen
den Geschlechtern wahren und sicher-
stellen. Dieser Verpflichtung kommt der
Staat gegenwärtig über weite Strecken
nicht nach. Im Gegenteil: Das Zusammen-
wirken von bundesgerichtlicher Recht-
sprechung und kantonaler Sozialhilfege-
setzgebung führt zu einer verstärkten so-
zialen Ausgrenzung geschiedener Frauen
mit ihren Kindern, erschwert ihre soziale
Integration und beeinträchtigt in ganz
entscheidendem Ausmass ihre Chancen-
gleichheit. Auf Grund dieses Zusammen-
spiels ist es für Frauen (insbesondere für
Frauen mit Kindern), die in Folge von
Trennung oder Scheidung auf Sozialhil-
fe angewiesen sind, sehr viel schwieriger,
aus ihrer misslichen Lage wieder heraus-
zukommen und sich wirtschaftlich wei-
ter entwickeln zu können, als dies der
Fall wäre, wenn die oben genannten
Grundsätze eingehalten würden. 

Chancengleichheit, Diskriminierungs-
verbot und Gleichbehandlungsgebot zwi-
schen den Geschlechtern und überhaupt
die Grundrechtsausübung ist schweiz-
weit für alle gleich zu gewährleisten. Die
wegen kantonaler Zuständigkeiten im
Sozialhilfebereich derzeit vorhandene
Rechtsungleichheit zwischen den Kanto-
nen (insbesondere im Bereich der Rück-
erstattungspflichten) ist, jedenfalls so-
weit Grundrechte dadurch betroffen sind,
auch im föderalistischen System der
Schweiz nicht akzeptabel. Es ist sicher-
zustellen, dass die finanziellen Schwie-
rigkeiten und Lasten, die mit Trennung
oder Scheidung verbunden sind, bei
knappen Verhältnissen nicht ausschliess-
lich der Kinder betreuenden Person auf-
gebürdet werden und die wirtschaftli-
che Chancengleichheit der Frauen nicht
durch solche ungleiche Lastenvertei-
lung erheblich beeinträchtigt wird. Der
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Weg aus der sozialen Bedürftigkeit in
die wirtschaftliche Selbständigkeit ist
umso schwieriger, je grösser die Sozial-
hilfeabhängigkeit, je höher der Schul-
denberg und je grösser die Gefahr ist,
wegen Rückerstattungspflichten trotz 
aller Anstrengungen nie wirklich auf ei-
nen grünen Zweig zu kommen. Über ei-
ne nationale Rahmengesetzgebung be-
treffend Sozialhilfe sollten deshalb im
Minimum die folgenden Bereiche natio-
nal geregelt werden.
n Bei der Bemessung des sozialen Exis-
tenzminimums sollten auch familien-
rechtliche Unterhaltsverpflichtungen be-
rücksichtigt werden, welche der Antrag-
steller gegenüber nicht mit ihm zusam-
men lebenden Personen hat, wie vor
allem diejenigen gegenüber seinen min-
derjährigen Kindern, aber auch diejeni-
gen gegenüber der von ihm getrennt
lebenden oder geschiedenen Frau. Dies
insoweit (d.h. nach oben begrenzt), als
diese Unterhaltsverpflichtungen die für
die unterhaltsberechtigten Personen gel-
tenden Sozialhilfeansätze nicht über-
steigen und soweit sie nicht zu Gunsten
der Berechtigten bevorschusst werden.
Die Bevorschussung geht vor. Dabei
wären diese Beträge selbstverständlich
nicht an den Antragsteller, sondern von
der Sozialhilfebehörde direkt an die Un-
terhaltsberechtigten auszuzahlen. Nur
auf diese Weise würde sichergestellt,
dass die Bedürftigkeit eines Unterhalts-
schuldners nicht zu einer zusätzlichen
oder verschärften Bedürftigkeit der Un-
terhaltsberechtigten führt und dass der
sozialhilferechtliche Schuldenberg sich
nicht für die ganzen fehlenden Gelder
auf Seiten der Frauen anhäuft. Die Bei-
träge würden über die Sozialhilfe im be-
schriebenen Ausmass als Unterhaltsbei-
träge (nicht Sozialhilfebeiträge) an die
Berechtigten bezahlt, beim Pflichtigen
aber als an ihn geleistete Sozialhilfebei-
träge verbucht. Entsprechend würden in
diesem Rahmen nicht die Unterhaltsbe-
rechtigten rückerstattungspflichtig, son-
dern die Unterhaltsschuldner im Um-
fange der an die Unterhaltsberechtigten
geleisteten Beträge. 
n Solange es die Verwandtenunterstüt-
zungspflicht gibt, sollte in einer natio-
nalen Rahmengesetzgebung zumindest
klargestellt werden, dass die kantonalen
Sozialhilfebehörden nur mit Einverständ-
nis der Bedürftigen befugt sind, Ver-
wandtenunterstützungspflichten abzu-
klären und allenfalls geltend zu machen.
n Die Voraussetzungen der sozialhilfe-
rechtlichen Rückerstattungspflicht müs-

sen zur Gewährleistung der Gleichbe-
handlung und Rechtsgleichheit sowie
der Chancengleichheit ebenfalls natio-
nal definiert werden. Die Rückerstat-
tungspflicht muss aber nicht nur ver-
einheitlicht, sondern gegenüber der heu-
tigen Situation in den meisten Kantonen
eingeschränkt werden. So ist es beispiels-
weise demotivierend und kontraproduk-
tiv, wenn Personen zur Rückerstattung
früher bezogener Sozialhilfebeiträge ver-
pflichtet werden können, welche die
wirtschaftliche Selbständigkeit und die
Verbesserung ihrer wirtschaftlichen Ver-
hältnisse durch ihren eigenen Erwerbs-
arbeitseinsatz herbeigeführt haben. Dies
jedenfalls, soweit die Person nicht gera-
dezu reich geworden ist, was wohl
höchst selten der Fall sein dürfte (wobei
Reichtum näher zu definieren wäre und
jedenfalls weit jenseits der heute bezüg-
lich Rückerstattung geltenden SKOS-
Richtlinien festgesetzt werden müsste).
Vorab wäre ohnehin gesamtschweize-
risch abzuklären, welcher Anteil an den
Sozialhilfe-Budgets der Kantone über
die Rückerstattungspflicht realistischer-
weise als Rückfluss erwartet werden
kann, und ob sich der für die Rückfor-
derungen notwendige administrative
Aufwand im Verhältnis dazu überhaupt
lohnt. Vielleicht wäre es ja aus wirt-
schaftlichen Gründen am gescheitesten,
die Rückerstattungspflicht (wie etwa in
Genf schon geschehen) überhaupt ab-
zuschaffen. Jedenfalls sollte eine Rück-
erstattungspflicht schweizweit höchs-
tens dann bestehen, wenn sich die wirt-
schaftlichen Verhältnisse der ehemals
bedürftigen Person auf Grund von Lotto-
gewinn etc., oder auf Grund von Erb-
schaft so verbessert haben, dass ihr eine
Rückerstattung ohne weiteres zumutbar
ist, oder wenn sie, wie bereits erwähnt,
auf andere Weise zu eigentlichem Reich-
tum gekommen ist, so dass ihr eine
Rückerstattung ebenfalls ohne Beein-
trächtigung eines gehobenen Lebens-
standards ohne weiteres zumutbar ist.
n Vollständig ausgeschlossen werden
sollte eine Rückerstattungspflicht in den-
jenigen Fällen, in welchen die Bedürf-
tigkeit darauf zurückzuführen war, dass
bei Trennung oder Scheidung kein (zu-
sammen mit dem zumutbaren Eigenein-
kommen) für den Lebensbedarf genü-
gender Unterhalt festgesetzt worden war
oder festgesetzt werden konnte oder der
zugesprochene Unterhalt vom Pflichti-
gen nicht einbringlich war. In diesen Fäl-
len wäre eine Rückerstattung jedenfalls
solange als diskriminierend ausgeschlos-

sen, als nicht mittels entsprechender Än-
derung der Rechtsprechung und Rechts-
praxis sicher gestellt ist, dass das Manko
nicht nur der Unterhaltsberechtigten
aufgebürdet wurde.

Es gibt auch Vorschläge, wonach in
diesen Fällen von den ehemals sozial-
hilfebedürftigen Unterhaltsberechtigten
nur die Hälfte ihrer aufgelaufenen
Schulden zurückgefordert werden solle
respektive nur der Teil, welcher ihnen
bei einer Teilung des Mankos im Ur-
teilszeitpunkt aufgebürdet worden wä-
re. Auch bei Umsetzung dieses Vor-
schlags wären die Unterhaltsberechtig-
ten aber benachteiligt, solange umge-
kehrt den Unterhaltspflichtigen kein 
sozialhilferechtlicher Schuldenberg an-
wächst und diese real nicht dem Risiko
der Rückforderung ausgesetzt sind. Eine
solche Lösung wäre indirekt diskriminie-
rend und kann somit nicht befriedigen. 
n Ebenfalls gänzlich ausgeschlossen wer-
den sollte jede Rückerstattungspflicht
für sozialhilferechtliche Schulden, die
entstanden sind, weil – aus welchen
Gründen auch immer – für minderjäh-
rige Kinder keine angemessenen, die Le-
bens- und Ausbildungsbedürfnisse de-
ckenden Kinderunterhaltsbeiträge bezahlt
worden sind.
n Generell sollte jede Rückerstattungs-
pflicht ausgeschlossen werden, wenn
Personen sozialhilfebedürftig geworden
sind, weil sie den Bedarf ihres Haushalts
wegen Betreuungspflichten gegenüber
minderjährigen Kindern nicht oder nicht
selbst voll decken konnten.

Schon bei gegebener Gesetzeslage
könnten die zuständigen Sozialhilfebe-
hörden ihren Ermessensspielraum dahin-
gehend nutzen, in den beschriebenen Fäl-
len (ausser bei ausdrücklichem Wunsch
der Bedürftigen) keine Verwandtenunter-
stützung einzufordern und im Interesse
der Gleichbehandlung und Chancen-
gleichheit gegenüber den betroffenen
Frauen auf Rückerstattung bezogener
Sozialhilfe zu verzichten.

Die gegenwärtig individuell mit einer
Rückerstattungsforderung konfrontier-
te Frau kann sich, sofern ihre frühere So-
zialhilfebedürftigkeit auf Grund eines
Mankofalles im beschriebenen Sinne
entstanden war, dieser Rückerstattung
unter Berufung auf das Geschlechter-
diskriminierungsverbot, die Grundrech-
te und das Chancengleichheitsgebot
widersetzen. 

Solange es die Verwandtenunterstüt-
zungspflicht gibt, kann eine mit einer so-
zialhilferechtlichen Rückerstattungsfor-
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ABV Bundesverfassung alte Fassung

AHV Alters- und Hinterbliebenen-Versicherung
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Art. Artikel
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aZGB alte Fassung Zivilgesetzbuch

BBl. Bundesblatt
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BGer Bundesgerichtsentscheid (nicht publiziert, auf Netz)

BV Bundesverfassung

CC code civil

CHF Schweizerfranken

Diss. Dissertation

EKF Eidgenössische Kommission für Frauenfragen
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inkl. inklusive
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KGer FR Kantonsgericht Fribourg

KG SG Kantonsgericht St. Gallen
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Pra. Praxis des Bundesgerichts (Entscheidsammlung)

s. siehe 

SchKG Gesetz über Schuldbetreibung und Konkurs

SHG Sozialhilfegesetz

SHV Sozialhilfeverordnung

SR Systematische Sammlung des Bundesrechts

Vorbem. Vorbemerkung

ZGB Zivilgesetzbuch

Ziff. Ziffer

ZUG Zuständigkeitsgesetz (Bundesgesetz über die Zuständigkeit 

für die Unterstützung Bedürftiger)
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derung konfrontierte Frau diese zudem
dann verweigern, wenn seitens der So-
zialbehörde eine Verwandtenunterstüt-
zung, die möglich gewesen wäre, nicht
eingefordert wurde. Die Verwandtenun-
terstützung wäre nämlich nicht rücker-
stattungspflichtig und hätte die Sozial-
hilfeschulden der Frau reduziert.
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Erb-Pflichtteils der bedürftigen Person zugemu-

tet (Bezirksgericht St. Gallen vom 20.8.1997, 17,

vom Kantonsgericht St. Gallen bestätigt am

7.7.1999, 14).

61 Beispielsweise Appenzell-Innerrhoden, wo ge-

mäss Art. 3 Fürsorgegesetz das Departement in

jedem Unterstützungsfall ohne Verzug festzu-

stellen hat, ob Verwandte vorhanden sind, denen

gemäss Art. 328 und 329 ZGB die Unterstützungs-

pflicht obliegt. Ebenso Appenzell-Ausserrhoden

in Art. 22 Fürsorgegesetz.

62 An diese Grenze ist auch WIDMER bei ihrem

Versuch, genau diese Daten zusammenzutragen,

gestossen.

63 WIDMER 2001.

64 Auf eine grundsätzliche Erfassung der An-

wendungspraxis auf Gemeindeebene musste

auch WIDMER angesichts der Anzahl der Ge-

meinden in der Schweiz begreiflicherweise ver-

zichten, sie hat ihre Untersuchung und Befra-

gung entsprechend auf die Ebene der Kantone

beschränkt, mit Ausnahme des Kantons Zürich,

wo sie auch nähere Recherchen auf Gemeinde-

ebene unternahm. Zur ganzen Anlage, Durch-

führung und zu den detaillierten Ergebnissen

daraus s. WIDMER 2001, 114f.

65 Angaben für bernische Gemeinden auch bei

JAGGI 1998, 399f, sowie Bundesamt für Sozial-

versicherung 1999, 74 für die Kantone GR, TI, ZH.

66 WYSS 2000, 61.

67 Projekt Sozialhilfestatistik 1994, Anhang 2, 12.

68 KOLLER 2002, Art. 328/329 N 4. 

69 So auch bereits in der ZGB-Revision von

1998/2000 im Vernehmlassungsverfahren (vgl.

Botschaft, BBl.1996 I 1, 166f Ziff. 245; Jutzet,

Amtl.Bull. NR 1997, 2741 und von Felten 2740f;

Amtl.Bull. NR 1997, 2743). Das Institut wurde

dann aber nur reformiert (Abschaffung der Un-

terstützungspflicht der Geschwister).  

70 Vgl. dazu näher und mit weiteren Verweisen

KOLLER 2002, Art. 328/329 ZGB N 3f. und WIDMER

2001, 33f. 

71 Vgl. dazu näher WOLFFERS 1999, insbeson-

dere 27, 59, 64, 70f.

72 Art. 4 Abs. 1 ZUG; früher war für Schweizer-

bürgerinnen und -bürger ihre Heimatgemeinde

zuständig.

73 Vgl. dazu eingehend SKOS-Studie von WYSS/

KNUPFER 2003.

74 Art. 12 BV: «Wer in Not gerät und nicht in der

Lage ist, für sich zu sorgen, hat Anspruch auf Hil-

fe und Betreuung und die Mittel, die für ein men-

schenwürdiges Dasein unerlässlich sind». Vgl.

auch Art. 7 BV.

75 BIGLER-EGGENBERGER 2002a N13.

76 WOLFFERS 1999, 71.

77 Z.B. § 5 Abs. 1 SHG BL, welcher festhält, dass

Unterstützungen nur gewährt werden, wenn die

zumutbare Selbsthilfe, die Leistungen der Un-

terhalts- und Unterstützungspflichtigen sowie

die gesetzlichen, vertraglichen und sonstigen
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Leistungen Dritter nicht ausreichen oder nicht

rechtzeitig erhältlich sind.

78 Art. 41 BV; BIGLER-EGGENBERGER 2002a,

Art. 41 BV N 15f.

79 SKOS-Richtlinien Kap. A4.

80 Art. 92 und 93 SchKG.

81 Eine Vereinheitlichung des sozialen Exis-

tenzminimums und des Notbedarfs wurde im

Rahmen der Revision des Schuldbetreibungs-

und Konkursrechts diskutiert, jedoch abgelehnt.

Die beiden Berufsverbände, Konferenz der Be-

treibungs- und Konkursbeamten der Schweiz

und SKOS, arbeiten jedoch nach wie vor an einer

Anpassung der von ihnen empfohlenen Richtli-

nien, vgl. VONDER MÜHLL 1998, Art. 93 N 21f.

82 Dieser Mangel der Sozialgesetzgebung ver-

leiht umgekehrt der bundesgerichtlichen Recht-

sprechung zu den Mankofällen eine gewisse

Rechtfertigung, vgl. entsprechend SPYCHER 1996,

185; HAUSHEER/GEISER, 1998, 100; VETTERLI

2002, 464. Dem ist allerdings entgegenzuhalten,

dass es sich um eine rein fürsorgerechtliche Fra-

ge handelt, welche für die Bestimmung zivil-

rechtlicher Ansprüche nicht massgebend sein

kann, vgl. dazu SUTTER/FREIBURGHAUS 1999,

Art. 125 ZGB N 64f.

83 TRINKLER 2005, 18.

84 Diese Rückerstattungspflicht von Sozialhilfe

wird von der OECD-Studie zum Vergleich der So-

zialhilfe in der Schweiz und Kanada als «archai-

sche» Eintrittsbarriere bezeichnet (Bundesamt

für Sozialversicherungen 1999, 328).

85 Zeitschrift für Sozialhilfe 2004, 44.

86 § 31 SHV (AG); Art. 51 Abs. 3 SHG (NW); § 25

Abs. 3 SHG (SZ); § 28 Abs. 2 SHG (ZH).

87 2001 wurde allerdings eine Motion zur Ver-

schärfung der Rückerstattungspflicht überwie-

sen. Die Motion verlangt ausdrücklich, dass So-

zialhilfe auch zurückverlangt wird, wenn wegen

Erwerbseinkommen wieder finanziell günstige

Verhältnisse bestehen.

88 SORROSAL 2002, 159, mit Verweis auf

MEYER-BLASER/GÄCHTER 2001, N 3.

89 WOLFFERS 1999, 177; sobald sich die pflichti-

ge Person in einer ökonomisch günstigeren Lage

befindet, muss sie einen Teil ihres Einkommens

für die Rückzahlung der Sozialhilfebeiträge auf-

wenden. Dadurch wird ihr effektiv verfügbares

Einkommen wieder stark reduziert. Trotz Ar-

beitseinsatz bleibt dadurch das Einkommen der

Betroffenen tief, d.h. sie erfahren trotz aller An-

strengung keine wirkliche Verbesserung ihrer Si-

tuation.

90 Vgl. dazu eingehend ARIOLI 1992, 29f, 95f;

dies. 1993, 1329; vgl. auch Bericht des Bundes-

rates über das Rechtsetzungsprogramm Gleiche

Rechte für Mann und Frau, 1151; und SORROSAL

2002, 165f.

91 Vgl. auch SORROSAL 2002, 169.

92 Für die jüngste Entwicklung und die Anzei-

chen dafür, dass eine eventuelle Praxisänderung

nicht mehr als ausgeschlossen erscheint, vgl. vor-

ne II.2a und FN 23, 24.

93 BGE 121 I 97, 99 mit Hinweis auf BGE 119 Ia

241, 249.

94 Vgl. z.B. sogar Art. 24 SHG (AG), also eines Kan-

tons, der besonders streng einfordert/zurückfor-

dert.

95 Anteil der Fälle, in denen effektiv Rückgriff

auf die Verwandten genommen wird, an allen

Fällen, in denen Rückgriff genommen werden

könnte (die wenigsten Gemeinwesen klären sys-

tematisch und in jedem Falle ab, ob unterstüt-

zungspflichtige Verwandte vorhanden wären und

einige Kantone verzichten ganz darauf). 

Lic.iur. Elisabeth Freivogel, LL.M., ist Advokatin

und Mediatorin SAV in Binningen/Basel,  Lehrbe-

auftragte für Gender Law an der Universität Ba-

sel und Vizepräsidentin der Eidgenössischen

Kommission für Frauenfragen. 
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